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1. Ruhegehaltsberechtigung der Kanzleigehülfen bei den Seemannsämtern.
Durch Beschluß von Senat und Bürgerschaft vom 11. Juli/1. Oftober 1902

(Verhdlgn . S. 579 und 802) ist auf den Antrag der Behörde für den Wasserschout
den Wasserschouts und den Kanzlisten der Seemannsämter Bremen und Bremer¬
haven die Ruhegehaltsberechtigung mit der Maßgabe verliehen worden, daß die
Ruhegehalte, sowie die Witwen- und Waisenpensionen gleich den Gehalten aus den
Einnahmen der Seemannsämter bestritten werden. Bestimmend für diesen Beschluß
war, daß die Seemannsämter zweifellos staatliche Einrichtungen, ihre Beamten
Beamte des Staats sind.

Da es im Jahre 1902 noch keine Kanzleigehülfen bei den Seemannsämtern
gab, so wurde damals für diese ein entsprechender Antrag noch nicht gestellt. Nun¬
mehr hat sich nach einem Berichte der Behörde für den Wasserschout auch bei den
Seemannsämtern, und zwar zunächst beim Seemannsamt Bremerhaven , das
Bedürfnis nach Anstellung von Kanzleigehülfen ergeben . Die Behörde hat beantragt,
auch diesen die Ruhegehaltsberechtigung in der gleichen Weise zu verleihen, wie sie

früher den Wasserschouts und den Kanzlisten verliehen ist, und wie sie die übrigen
staatlichen Kanzleigehülfen bereits besigen. Dieselben Gründe sind hierfür geltend
zu machen, wie sie früher für die Wasserschouts und für die Kanzlisten angeführt sind.
Die Mittel der Behörde reichen dazu aus, um auch diese Pensionen aus den Ein¬

nahmen der Seemannsämter zu bestreiten . Der Senat trägt daher kein Bedenken,
dem Antrage der Behörde zu entsprechen . Er ersucht die Bürgerschaft, sich mit ihm
zu dem Beschlusse zu vereinigen, daß auch den bei den SeemannsämternBremen und
Bremerhaven anzustellenden Kanzleigehülfen die Ruhegehaltsberechtigung mit der
Maßgabe gewährt wird, daß die Ruhegehalte und Witwen- und Waisenpensionen
aus den Einnahmen der Seemannsämter bestritten werden.

2. Änderung des Gesetzes vom 28. Februar 1902 über die Versicherung
von Gebäuden gegen Brandschäden und des Grundsteuergesetzes vom

11. Oktober 1878.

Der Senat tritt dem Beschlusse der Bürgerschaft vom 19. d. Mts. bei und
hat wegen der Publikation der Geseze das weitere veranlaßt.

Berichtigung : In der Nummer 2 des Beschlusses der Bürgerschaft vom 19. September 1906,
betreffend Überlassung der Bürgerweidekämpe an den Bürgerparkverein (Verhölgn . S. 940) , sind in

Zeile 3 hinter dem Worte Aufseherwohnung" die Worte „einen Beitrag" einzuschalten.
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